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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 19.
Oktober 2005 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der Beklagte als Ã¶rtlicher TrÃ¤ger der
Sozialhilfe zur Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r eine Mitgliedschaft des KlÃ¤gers im
Mieterverein verpflichtet ist.

Der KlÃ¤ger bezieht seit dem 1. Januar 2005 Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Ã¼ber 65-JÃ¤hrige nach dem 4. Kapitel des Sozialgesetzbuchs ZwÃ¶lftes Buch (SGB
XII). Seine Ehefrau bezieht seit dem 1. Januar 2005 Arbeitslosengeld II nach dem
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II).

Am 22. Dezember 2004 beantragte der KlÃ¤ger die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r
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seine Mitgliedschaft im Mieterverein in HÃ¶he von 54,- Euro, welche Anfang Januar
2005 von seinem Konto abgebucht wurden.

Mit Bescheid vom 24. Januar 2005 lehnte der Beklagte den Antrag ab mit der
BegrÃ¼ndung, seit dem 1. Januar 2005 seien solche Kosten gemÃ¤Ã� Â§ 28 Abs. 1
SGB XII mit dem Regelsatz abgegolten. Die HÃ¤lfte des Beitrags betreffe zudem die
Ehefrau des KlÃ¤gers, die nicht mehr nach dem SGB XII, sondern seit dem 01.
Januar 2005 nach dem SGB II leistungsberechtigt sei. BeitrÃ¤ge zu Mietervereinen
seien im Ã�brigen keine Kosten der Unterkunft nach Â§ 29 SGB XII.

Der dagegen erhobene Widerspruch des KlÃ¤gers wurde durch
Widerspruchsbescheid vom 15. MÃ¤rz 2005 zurÃ¼ckgewiesen.

Am 20. April 2005 hat der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht Stuttgart (SG) erhoben.
Mit Urteil vom 19. Oktober 2005 hat das SG die Klage abgewiesen; wegen der
Einzelheiten der EntscheidungsgrÃ¼nde wird auf das dem KlÃ¤ger durch
Einschreiben mit RÃ¼ckschein am 12. November 2005 zugestellte Urteil verwiesen.

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2005, ausweislich des Eingangsstempels des SG
dort am 14. Dezember 2005 eingegangen, hat der KlÃ¤ger Berufung zum
Landessozialgericht eingelegt.

Auf die gerichtliche VerfÃ¼gung vom 21. Dezember 2005, mit welcher der KlÃ¤ger
auf die VersÃ¤umung der Berufungsfrist hingewiesen worden ist, hat der KlÃ¤ger
mit Schriftsatz vom 19. Februar 2006 vorgetragen, er leide an einer psychischen
StÃ¶rung sowie an der Parkinson-Krankheit, weshalb er die Berufungsfrist nicht
habe einhalten kÃ¶nnen. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrte er dazu unter dem 15.03.2006 aus,
er leide an folgenden psychischen Krankheiten: "Zwangs- und Angstneurosen,
Depressionen wie Unlust, nicht fÃ¤hig zu denken, Parkinson â�� wie Zittern der
HÃ¤nde, daher zeitweilig unfÃ¤hig zu schreiben, Alzheimer wie Vergesslichkeit
u.a.".

Mit VerfÃ¼gung vom 3. Mai 2006 sind die Beteiligten auf die beabsichtigte
Verwerfung der Berufung durch Beschluss als unzulÃ¤ssig hingewiesen worden;
hierauf ist seitens des KlÃ¤gers keine Reaktion erfolgt.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 19. Oktober 2005 sowie den Bescheid
des Beklagten vom 24. Januar 2005 und dessen Widerspruchsbescheid vom 15.
MÃ¤rz 2005 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, ihm den Beitrag zum
Mieterverein zu erstatten.

Der Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Berufung als unzulÃ¤ssig zu verwerfen.

Zur weiteren Darstellung wird auf die Verwaltungsakte des Beklagten, die Klageakte
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des SG und die Berufungsakte des Senats Bezug genommen.

II.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist unzulÃ¤ssig.

Nach Â§ 158 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ist die Berufung als
unzulÃ¤ssig zu verwerfen, wenn sie nicht statthaft oder nicht in der gesetzlichen
Frist oder nicht schriftlich oder nicht in elektronischer Form oder nicht zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle eingelegt worden ist. Die
Entscheidung kann nach Satz 2 der Bestimmung durch Beschluss ergehen; der
Senat hat hiervon nach dem ihm eingerÃ¤umten Ermessen Gebrauch gemacht. Die
Beteiligten haben im Rahmen des rechtlichen GehÃ¶rs Gelegenheit erhalten, sich
zur beabsichtigten Verwerfung der Berufung durch Beschluss zu Ã¤uÃ�ern;
Einwendungen hiergegen sind nicht erhoben worden.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zwar wegen der Berufungszulassung im
angegriffenen Urteil des SG statthaft (vgl. Â§ 144 Abs. 2 und 3 SGG) und auch im
Sinne des Â§ 151 Abs. 1 und 2 SGG formgerecht eingelegt worden. Die Berufung ist
jedoch unzulÃ¤ssig, weil sie vom KlÃ¤ger nicht rechtzeitig eingelegt wurde.

Nach Â§ 151 Absatz 1 SGG ist die Berufung binnen eines Monats nach Zustellung
des Urteils bei dem Landessozialgericht schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftstelle einzulegen. Die Berufungsfrist ist auch
gewahrt, wenn die Berufung bei dem Sozialgericht schriftlich oder zur Niederschrift
des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle eingelegt wird (Â§ 151 Abs. 2 Satz 1 SGG
). Urteile, die â�� wie hier â�� verkÃ¼ndet worden sind, sind zuzustellen (Â§ 135
i.V.m. Â§ 63 Abs. 1 Satz 1 SGG); zugestellt wird von Amts wegen nach den
Vorschriften der Zivilprozessordnung â�� ZPO â�� (vgl. Â§ 63 Abs. 2 Satz 1 SGG).
Nach Â§ 64 Abs. 1 SGG beginnt der Lauf einer Frist, soweit nichts anderes bestimmt
ist, mit dem Tage nach der Zustellung. Eine nach Monaten bestimmte Frist endet
mit dem Ablauf desjenigen Tages des letzten Monats, welcher nach der Zahl dem
Tage entspricht, in den das Ereignis oder der Zeitpunkt â�� hier also die Zustellung
â�� fÃ¤llt (Â§ 64 Abs. 2 Satz 1 SGG); fÃ¤llt das Ende der Frist auf einen Sonntag,
einen gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf des
nÃ¤chsten Werktages (Abs. 3 a.a.O.). Vorliegend ist die Berufungsfrist versÃ¤umt,
ohne dass WiedereinsetzungsgrÃ¼nde gegeben sind.

Das mit einer zutreffenden Rechtsmittelbelehrung (vgl. Â§ 136 Abs. 1 Nr. 7 SGG
i.V.m. Â§ 66 SGG) versehene Urteil des SG vom 19. Oktober 2005 ist dem KlÃ¤ger
am 12. November 2005 durch Einschreiben mit RÃ¼ckschein (Â§ 175 ZPO) wirksam
zugestellt worden. Damit endete die Berufungsfrist (Â§ 151 Abs. 1 SGG) fÃ¼r den
KlÃ¤ger am Montag, den 12. Dezember 2005. DemgegenÃ¼ber ist seine Berufung
ausweislich des Eingangsstempels des SG dort erst am 14. Dezember 2005
eingegangen. Damit ist die Berufung verspÃ¤tet eingelegt worden.

Wegen der VersÃ¤umung der Frist zur Einlegung der Berufung kann dem KlÃ¤ger
auch keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewÃ¤hrt werden.
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Wiedereinsetzung ist (nur) zu gewÃ¤hren, wenn jemand ohne Verschulden
verhindert war, eine Verfahrensfrist einzuhalten (Â§ 67 Abs. 1 SGG). Dies ist dann
der Fall, wenn der Beteiligte diejenige Sorgfalt aufgewendet hat, die einem
gewissenhaften ProzessfÃ¼hrenden nach den gesamten UmstÃ¤nden nach
allgemeiner Verkehrsanschauung zuzumuten sind (vgl. Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, 8. Auflage, SGG, Â§ 67 Rdnr. 3 m.w.N.). GrÃ¼nde, welche
den KlÃ¤ger an einer rechtzeitigen Einlegung der Berufung gehindert haben, sind
indes von ihm weder substantiiert vorgebracht noch sonst wie ersichtlich. Der
KlÃ¤ger hat insbesondere nicht glaubhaft gemacht, dass er aufgrund seiner
dargelegten psychischen und physischen Erkrankungen tatsÃ¤chlich ohne sein
Verschulden gehindert war, innerhalb der gesetzlichen Frist Berufung einzulegen
oder einlegen zu lassen.

Eine PrÃ¼fung des klÃ¤gerischen Begehrens in der Sache ist dem Senat mithin
verwehrt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 02.08.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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